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Die Befürchtungen einer Prozesslawine und eines 
flächendeckenden Missbrauchs des Algemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) haben sich nicht 
bewahrheitet. Eine gesicherte höchstrichterliche 
Rechtsprechung liegt diesbezüglich allerdings noch 
nicht vor. Das AGG ist ein Musterbeispiel für den Ein-
fluss des Europäischen Gemeinschaftsrechts auf die 
nationale bundesdeutsche Rechtsordnung. 
 
Es dient der Umsetzung von vier EU-Richtlinien: 
 
� Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 

2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder 
der ethnischen Herkunft, der Anti-
Rassismus-Richtlinie, 

 
� Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. No-

vember 2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe-
handlung in Beschäftigung und Beruf, der Rah-
menrichtlinie Beschäftigung, 

 
� Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 23. September 2002 
zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Ra-
tes zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hin-
sichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Be-
rufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen, der Gen-
der-Richtlinie,  

 

� Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. De-
zember 2004 zur Verwirklichung des Grundsat-
zes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung 
mit Gütern und Dienstleistungen. 

 
Aufgrund der europarechtlichen Vorgaben ist das 
AGG nicht nur verfassungskonform im Sinne des 
Grundgesetzes, sondern europarechtskonform aus-
zulegen, d.h. in der Praxis ist es ggf. Notwendig, auf 
den jeweiligen Richtlinientext, indem die Ziele und 
der Anwendungsbereich der Richtlinie erläutert sind, 
zurückzugreifen. 
 
Grundsätzlich sieht das AGG vor, dass Beschäftigte 
nicht wegen eines der nachfolgend in § 1 genannten 
Grundes benachteiligt werden dürfen. Bestimmungen 
in Vereinbarungen, die gegen das Benachteiligungs-
verbot  verstoßen, sind zudem unwirksam. Schließ-
lich stellt eine Benachteiligung durch Arbeitgeber o-
der Beschäftigte die Verletzung vertraglicher Pflich-
ten dar. 
 
 
Sachlich bezieht sich das Gesetz z.B. auf Diskrimi-
nierungen hinsichtlich 
 
� des Zugangs zu einer Erwerbstätigkeit sowie für 

den beruflichen Aufstieg und bei Entlassungen, 
 

� der Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen 
einschließlich der Regelungen der sozialen Si-
cherheit und des Arbeitsentgelts,  
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� des Zugangs zur beruflichen Bildung und Weiter-
bildung, 

 
� der beruflichen oder versicherungsrechtlichen 

Festlegung von Altersgrenzen, 
 
� Belästigungen am Arbeitsplatz, insbesondere 

sexueller oder rassistischer Natur. 
 
 
Im Nachfolgenden wird ein Überblick zur bisherigen 
Auslegung des AGG und seiner Diskriminierungstat-
bestände auf der Basis verschiedener Entscheidun-
gen des Bundesarbeitsgerichts und anderer Gerichte  
gegeben. 
 
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz normiert 
in § 1 als Ziel des Gesetzes,  Benachteiligungen aus 
Gründen der Rasse oder der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Identität zu verhindern oder zu beseitigen. Hierbei 
kann es sich um eine unmittelbare oder mittelbare 
Diskriminierung handeln. Eine  unmittelbare Benach-
teiligung liegt vor bei einer weniger günstigen Be-
handlung einer Person gegenüber einer anderen in 
einer vergleichbaren Situation. Eine mittelbare Be-
nachteiligung ist durch scheinbar neutrale Vorschrif-
ten, Maßnahmen, Kriterien oder Verfahren, die sich 
aber faktisch diskriminierend auswirken, gegeben 
Nach § 8 AGG ist jedoch eine unterschiedliche Be-
handlung wegen eines dieser Merkmale zulässig, 
wenn dieser Grund wegen der Art der auszuübenden 
Tätigkeit oder Bedingungen ihrer Ausübung eine we-
sentliche oder entscheidende berufliche Anforderung 
darstellt, sofern der Zweck rechtmäßig und die An-
forderung angemessen ist. 
 
 
Stellenausschreibungen 

 
Stellenausschreibungen müssen so formuliert sein, 
dass potenzielle Bewerber nicht aus einem der vor-
stehend genannten Gründe diskriminiert oder be-
nachteiligt wird. Aus diesem Grund sind Stellenaus-
schreibungen vor allem geschlechts- und altersneut-
ral zu formulieren. Auch Einstellungsfragebögen dür-
fen keine Fragen enthalten, die eine unerlaubte Dis-
kriminierung gemäß § 1 AGG bewirkten könnte. Ins-
besondere sind grundsätzlich Fragen nach der Reli-

gion oder Weltanschauung sowie dessen politischer 
und gewerkschaftlicher Zugehörigkeit ebenso wenig 
erlaubt wie Fragen nach einer Behinderung, dem 
Alter sowie der sexuellen Identität oder einer beste-
henden Schwangerschaft 
 
Verstößt der Arbeitgeber bei einer Bewerbung gegen 
einen der in § 1 AGG genannten Diskriminierungs-
gründe, so hat er dem abgelehnten Bewerber bzw. 
der abgelehnten Bewerberin den hierdurch entstan-
denen Schaden zu ersetzen und im Falle einer Nicht-
einstellung eine Entschädigung bis zu drei Monats-
gehältern zu zahlen.  Ein Entschädigungsanspruch 
setzt allerdings nach der Ansicht mehrerer Landesar-
beitsgerichte voraus, dass es sich um eine ernsthafte 
Bewerbung handelt, bei der eine objektive Eignung 
des Bewerbers für die zu besetzende Stelle bestehen 
muss. Einem Entschädigungsanspruch kann ande-
renfalls der Einwand des Rechtsmissbrauchs entge-
gen gesetzt werden. 
 
 
Mobbing 

 
Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
umfasst der Begriff der “Belästigung” in § 3 Abs. 3 
AGG , welche eine verbotene Benachteiligung iSd. 
§§ 1, 2 AGG darstellt, unerwünschte Verhaltenswei-
sen, die mit einem in § 1 AGG genannten Grund in 
Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, 
so dass die Würde der betreffenden Person verletzt 
und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen 
gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 
 
Mit dieser Definition des Begriffes “Belästigung” hat 
der Gesetzgeber letztlich auch den Begriff des “Mob-
bing” umschrieben, soweit dieses seine Ursachen in 
der Rasse, der ethnischen Herkunft, dem Ge-
schlecht, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, im Alter oder der sexuellen Identität (§ 
1 AGG) des Belästigten hat. 
 
Unter “Mobbing” ist das systematische Anfeinden, 
Schikanieren oder Diskriminieren von Arbeitnehmern 
untereinander oder durch Vorgesetzte zu verstehen. 
 
Dieser in § 3 Abs. 3 AGG umschriebene Begriff des 
“Mobbing”, der sich lediglich auf Benachteiligungen 
aus einem der in § 1 AGG genannten Gründe be-
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zieht, kann auf die Fälle der Benachteiligung eines 
Arbeitnehmers - gleich aus welchen Gründen - über-
tragen werden. Diese Norm zeigt vor allem, dass es 
grundsätzlich auf die Zusammenschau der einzelnen 
“unerwünschten” Verhaltensweisen ankommt, um zu 
beurteilen, ob “Mobbing” vorliegt. § 3 Abs. 3 AGG 
stellt nämlich darauf ab, ob ein durch “Einschüchte-
rungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdi-
gungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Um-
feld” geschaffen wird. Ein Umfeld wird aber grund-
sätzlich nicht durch ein einmaliges, sondern durch 
ein fortdauerndes Verhalten geschaffen. Damit sind 
alle Handlungen bzw. Verhaltensweisen, die dem 
systematischen Prozess der Schaffung eines be-
stimmten Umfeldes zuzuordnen sind, in die Betrach-
tung mit einzubeziehen. Wesensmerkmal der als 
“Mobbing” bezeichneten Form der Rechtsverletzung 
eines Arbeitnehmers ist damit die systematische, sich 
aus vielen einzelnen Handlungen/Verhaltensweisen 
zusammensetzende Verletzung, wobei den einzelnen 
Handlungen oder Verhaltensweisen für sich allein 
betrachtet oft keine rechtliche Bedeutung zukommt. 
 
 
Altersdiskriminierung 

 
Ein Hauptanwendungsproblem ist insbesondere das  
Diskriminierungsverbot aufgrund des Alters. 
 
Nach § 10 AGG ist eine unterschiedliche Behandlung 
wegen des Alters (nur) zulässig, wenn sie objektiv 
und angemessen und durch ein legitimes Ziel ge-
rechtfertigt ist. Mit dieser Vorschrift hat der Gesetz-
geber die europarechtlichen Vorgaben der Richtlinie 
RL 2000/78/EG umgesetzt. 
 
Sucht ein Arbeitgeber in einer Stellenanzeige ohne 
sachlichen Grund in Bezug auf die Tätigkeit nur jun-
ge Arbeitnehmer, z.B. bis 35 Jahre, so liegt hierin 
eine unzulässige Altersdiskriminierung. Nach dem 
Wortlaut dieser Richtlinie sind auch Entlassungsbe-
dingungen und damit das Kündigungsschutzrecht 
von dieser erfasst. Dies hat zur Folge,  dass das 
Kündigungsschutzrecht richtlinienkonform und in Ü-
bereinstimmung mit dem AGG auszulegen ist. 
 
Nach der neusten Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts sind tarifliche Altersgrenzen, wonach 
das Arbeitsverhältnis mit Vollendung des 65. Lebens-
jahres endet, grundsätzlich zulässig und stellen kei-

nen Verstoß gegen das gemeinschaftsrechtliche 
Verbot der Altersdiskriminierung dar. Die Bestim-
mung einer Altersgrenze ist danach grundsätzlich 
durch die damit verfolgten beschäftigungspolitischen 
Ziele gerechtfertigt. 
 
Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts  
gilt das AGG auch in der betrieblichen Altersversor-
gung. Die Regelung des § 2 Abs. 2 Satz 2 AGG, wo-
nach für die betriebliche Altersversorgung das Be-
triebsrentengesetz „gilt“, enthält lediglich eine Kollisi-
onsregel zwischen beiden Gesetzen: Soweit sich aus 
den Bestimmungen des Betriebsrentengesetzes An-
knüpfungen an die vom AGG erfassten Merkmale, 
z.B. Alter, ergeben, soll es dabei verbleiben. Das Be-
triebsrentengesetz enthält solche Vorschriften z.B. 
hinsichtlich der Unverfallbarkeit der Betriebsrente und 
indem es eine feste Altersgrenze voraussetzt. 
 
Der zu entscheidende Fall betraf eine Diskriminie-
rung wegen des Geschlechts einer im Jahre 2000 
aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschiedenen Arbeit-
nehmerin. war bereits vor Inkrafttreten des AGG wäh-
rend des Arbeitsverhältnisses unzulässig. Auch nach 
der seinerzeit geltenden Rechtslage waren deshalb 
die geltend gemachten Ansprüche gegeben. Der Drit-
te Senat konnte daher offen lassen, ob für die zeitli-
che Anwendbarkeit des AGG in der betrieblichen Al-
tersversorgung allein auf den Zeitpunkt der Zahlung 
der Betriebsrente abzustellen ist.  
 
Nach der Rechtsprechung des Landesgerichts 
Hamm ist eine Entschädigung wegen Altersdiskrimi-
nierung bei nicht ernst gemeinten Bewerbungen aus-
geschlossen. Dies kann insbesondere dann anzu-
nehmen sein, wenn sich Bewerber ausschließlich auf 
solche Stellen bewerben, deren Ausschreibungen 
einen altersdiskriminierenden Inhalt aufweisen. 
 
Die Bildung von Altersgruppen in einem Interessen-
ausgleich zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat im 
Falle betriebsbedingter Kündigungen im Rahmen von 
Massenentlassungen unter Bezugnahme auf den 
Betrieb bezogener Gründe stellt keinen Verstoß ge-
gen das AGG dar. 
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Behinderung 

 
Der Tatbestand einer Behinderung liegt vor, wenn die 
körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seeli-
sche Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger 
als sechs Monate von dem für das Lebensalter typi-
schen Zustand abweicht und daher die teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben beeinträchtigt ist. Hierbei ist 
kein besonderes Maß der Behinderung erforderlich, 
d.h. der Begriff knüpft nicht an eine Schwerbehinder-
teneigenschaft an, so dass bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um z.B. 40 Prozent eine Behinde-
rung i.S. des AGG vorliegt. 
 
Die unterbliebene Einladung eines behinderten Be-
werbers zu einem Vorstellungsgespräch in der öffent-
lichen Verwaltung stellt dann keine Benachteiligung 
dar, wenn ihm wegen fehlender Erfüllung eines zwin-
genden Merkmals des Anforderungsprofils offensicht-
lich die fachliche Eignung für die Stelle fehlt. 
 
 
Geschlecht 

 
Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
stellt eine Versorgungsordnung, die für männliche 
Arbeitnehmer eine an keine weiteren Voraussetzun-
gen geknüpfte Hinterbliebenenversorgung vorsieht, 
für Arbeitnehmerinnen dagegen die Witwerversor-
gung davon abhängig gemacht, dass die - ehemalige 
- Arbeitnehmerin den Unterhalt ihrer Familie über-
wiegend bestritten hat, eine unerlaubte Benachteili-
gung wegen des Geschlechts dar. 
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